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(Nr. 9383.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den Staat. 
Vom 9. Mai 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 
Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: 
1) des Vertrages vom 22./30. Dezember 1889, betreffend den Uebergang 
der Wernshauſen-Schmalkaldener Eiſenbahn auf den Staat, 


2) des Vertrages vom 4. Januar 1890, betreffend den Uebergang des 
. Unterelbeſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 


3) des Vertrages vom 7./9. Januar 1890, betreffend den Uebergang des 
Er Weſtholſteiniſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

4) des Vertrages vom 25./27. Januar 1890, betreffend den Uebergang 
3 des Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahnunternehmens auf den Staat, 
zur käuflichen Uebernahme 

1) der Wernshauſen⸗Schmalkaldener Eiſenbahn, 

2) der Unterelbeſchen Eiſenbahn, 

3) der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahn und 

4) der Schleswig-Holſteiniſchen Marſchbahn 
nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 

Bezüglich der unter Nr. 3 erwähnten Eiſenbahn wird die Genehmigung 


des Vertrages, ſowie die Berechtigung zur käuflichen Uebernahme der Bahn nur 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Mai 1890. 


aa: 


unter der Bedingung ertheilt, daß die von der Geſellſchaft ihren Beamten cin 
geräumte Befugniß, „bei dem Uebergange des Unternehmens in andere Hände 
ſich mit 50 Prozent ihres Einkommens penſioniren zu laſſen“, nach dem Ermeſſen 
der Staatsregierung rechtswirkſam beſeitigt wird. 
§. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im F. 1 unter 
2 bis 4 gedachten Verträge den Umtauſch von 
a) 5 000 000 Mark Aktien Lit. A der Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
in Staatsſchuldverſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe 
zum Betrage voernn 4 5 000 000 Mark — Pf., 
b) 15 000 000 Mark Aktien Lit. B der Unter⸗ 
elbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Staats- 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
Betrage von 900000 + — 
eh 3500000 Mark Aktien Lit. C der Unter; 
elbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
Betrage von DIRT N 500 0000 - — 
d) 1716 300 Mark Stammaktien der Weſt⸗ 
holſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Staats— 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
Betrage vꝓumũau „ 490371 — 43 
e) 1513800 Mark Prioritäts-⸗ Stammaktien 
der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
in Staatsſchuldverſchreibungen derſelben 
Anleihe zum Betrage von 1874228 57 
f) 1192500 Mark Stammaktien Lit. A der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſell⸗ 
ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der⸗ 
ſelben Anleihe zum Betrage von .. 596 250 — 
g) 1985 400 Mark Stammaktien Lit. B der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſell⸗ 
ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der⸗ f 
felben Anleihe zum Betrage von ...- 661800 — + 
h) 2001150 Mark Stammaktien Lit. C der 
Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſell⸗ 
ſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der⸗ 
ſelben Anleihe zum Betrage von ...- 667 50 — +» 
i) 1224000 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien 
Lit. A der Schleswig ⸗Holſteiniſchen Marſch⸗ 
Seite.... 18789700 Mark — Pf. 
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Uebertrag. ... 18 789 700 Mark — Pf., 
bahngeſellſchaft in Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen derſelben Anleihe zum Betrage von 1515 428 57 
k) 3083400 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien 
Lit. B der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marfch- 
bahngeſellſchaft in Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen derſelben Anleihe zum Betrage von 3 964371 j— 43 
J) 1999 800 Mark Stamm⸗Prioritätsaktien 
Lit. C der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marfch- 
bahngeſellſchaft in Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen derſelben Anleihe zum Betrage von 199980 „ — . 
herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten An⸗ 
leihe zu dem darſtellbaren Geſammtbetrage von.. .. 26 269 300 Mark — Pf. 
auszugeben. 
$. 3. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit der im §. 1 unter 
2 bis 4 gedachten Verträge zur Deckung 
1) der den Inhabern von Aktien Lit. A und B der 
Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu gewährenden 
baaren Zuzahlungen vonn 1400 000 Mark, 
2) der den Inhabern von Stammaktien der Weſt⸗ 
holſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu gewährenden 
baaren Zuzahlungen vorr nnn 114420 
3) der den Inhabern von Stammaktien Lit. B und C 
und von Stammprioritätsaktien Lit. B der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft zu gewährenden 


baaren Zuzahlungen vonn ne 167976 
TT.... K ²˙— 1682 396 Mark 


die Reſerve, und Erneuerungsfonds der im F. 1 bezeichneten Eiſenbahngeſell— 
ſchaften, ſobald dieſe Fonds dem Staate zugefallen ſein werden, inſoweit zu 
verwenden, als über dieſe Fonds durch die im §. 1 unter 3 und 4 gedachten 
Verträge nicht bereits Verfügung getroffen iſt. Für den alsdann noch zu 
deckenden Reſtbetrag der nach Vorſtehendem zu leiſtenden Baarzahlungen im 
Höchſtbetrage von 237 700 Mark ſowie zur Deckung des nach Maßgabe des im 
1 unter 1 gedachten Vertrages an die Stadt Schmalkalden zu zahlenden 
aufpreiſes von 600 000 Mark nebſt 3 ¼ Prozent Zinſen vom 1. Januar 1890 
ab ſind Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


$. 4. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
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die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung 
des in Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baar— 
zahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der 3½prozentigen 
konſolidirten Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe 
bezahlt worden iſt, berechnet wird. 
$. 5. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritätsobligationen der im §. 1 unter 4 bezeichneten Eiſenbahnunternehmung, 
ſoweit ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem Ermeſſen des 
Finanzminiſters als unvortheilhaft erweiſen ſollte, nach Maßgabe des Bedürf⸗ 
niſſes für die ſtatutariſchen Verwendungszwecke Staatsſchuldverſchreibungen zu 
dem Betrage von 500 000 Mark auszugeben. 

5 8. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei der Auflöſung der im §. 1 unter 2 bis 4 genannten Geſell— 
ſchaften nach Maßgabe der daſelbſt bezeichneten Verträge den Kaufpreis für den 
Erwerb der Bahnen unter Verwendung der in SS. 2 und 3 bewilligten Mittel 
zu zahlen, beziehungsweiſe auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und die 
etwa noch zu begebenden Anleihen der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung 
zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen 
die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staatsſchuldver— 
ſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. Die 
hierzu erforderlichen Mittel ſind durch Verausgabung eines entſprechenden Be 
trages von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


5. * 
Ueber die Ausführung der im F. 6 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eifenbahn- 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuß, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld. 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen (§§. 2, 3, 5 und 6), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im §. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


* 9. 

Die Staatsregierung wird auf Grund des $. 5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-Samml. S. 57), ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu 
übertragen. 

Die behufs der Tilgung eingelöſten oder angekauften Obligationen werden 
nach Vorſchrift des §. 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 ver- 
nichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


aus $. 10. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 bezeichneten Eifen- 
bahnen durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen, und auf die unbeweglichen inſoweit nicht, als 
dieſelben nach der Erklärung des Minifter der öffentlichen Arbeiten für den 
Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich ſind. 


. . 

Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung finden die bisherigen geſetz— 
lichen Beſtimmungen über die Verpflichtung der Privateiſenbahnen zur Zahlung 
von Kreis- und Provinzialſteuern auf die im §. 1 bezeichneten Eiſenbahnen auch 
nach dem Uebergange in das Eigenthum des Staates Anwendung. Die Ver⸗ 
anlagung dieſer Steuern, ſoweit dieſelben von dem Einkommen erhoben werden, 
erfolgt jedoch lediglich nach den für die Staatseiſenbahnen geltenden Grundſätzen 
des Geſetzes, betreffend Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen über 
Erhebung der auf das Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben vom 
27. Juli 1885 (Geſetz-Samml. S. 327). 


$. 12. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 9. Mai 1890. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Voetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Goßler. v. Scholz. Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. 
Frhr. v. Berlepſch. 
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„ 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang der Wernshauſen⸗Schmalkaldener Eiſenbahn 
auf den Staat. 


Zwischen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch die König⸗ 
liche Eiſenbahndirektion zu Erfurt, vorbehaltlich der verfaſſungsmäßigen Geneh⸗ 
migung, einerſeits und der Stadt Schmalkalden, vertreten durch den Stadtrath 
und den Bürgerausſchuß, vorbehaltlich der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
zu Caſſel, andererſeits iſt folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 

Kb. 

Die Stadt Schmalkalden überläßt die ihr gehörige Wernshauſen⸗Schmal⸗ 
kaldener Eiſenbahn nebſt allem beweglichen und unbeweglichen Zubehör, einſchließlich 
der Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, ſowie der ſämmtlichen Betriebsmittel, der 
Königlich Preußiſchen Regierung fehulden- und laſtenfrei zum vollen unein⸗ 
geſchränkten Eigenthum gegen einen Kaufpreis von 600 000 Mark, wörtlich: 
„Sechshunderttauſend Mark “. 920 


Der Uebergang des Eigenthums und die Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt 
am Erſten des zweiten auf die Perfektion des Vertrages folgenden Monats. 

Bereits vom 1. Januar 1890 ab wird indeß die Verwaltung und der 
Betrieb der Wernshauſen⸗Schmalkaldener Eiſenbahn für Rechnung des Preußſchen 
Staates geführt, ſo daß die Einnahmen der Bahn von dieſem Tage ab lediglich 
dem letzteren zufallen, der andererſeits den Kaufpreis von dieſem Tage ab mit 
3½ Prozent verzinſt. 

Das Betriebsergebniß des Geſchäftsjahres 1889 dagegen wird noch in der 
bisherigen Weiſe feſtgeſtellt. b 

9 

Sollte aus irgend einem Grunde die eigenthümliche Uebertragung und die 
Auflaſſung des unbeweglichen Theiles der Wernshauſen⸗Schmalkaldener Eiſen⸗ 
bahn, ſei es in dem Königlich Preußiſchen oder in dem Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſchen Gebiete, zu dem im F. 2 Abſatz! dieſes Vertrages beſtimmten 
Zeitpunkte nicht erfolgen können, ſo findet gleichwohl der Uebergang des Beſitzes 
der Wernshauſen-Schmalkaldener Eisenbahn auf den Preußiſchen Staat ſtatt. 
Letzterer iſt aber alsdann berechtigt, von dem Kaufgelde einen dem Werthe des 
nicht eigenthümlich übergegangenen beziehungsweiſe nicht aufgelaſſenen Grundeigen⸗ 
thums entſprechenden, lediglich nach ſeinem Ermeſſen feſtzuſetzenden Betrag einzu⸗ 
behalten und bis zum erfolgten Uebergang des Eigenthums der verkauften Grund⸗ 


„ 


flächen bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle für Rechnung der Stadt Schmal⸗ 
kalden einzuzahlen. 


$. 4. 

Für den Fall, daß die verkauften Grundſtücke mit Schulden und Laften 
behaftet fein ſollten, ſteht dem Preußiſchen Staat das Recht zu, einen Theil der 
Kaufſumme in Höhe der vorliegenden Schulden und Laſten einzubehalten und bis 
zur Beſeitigung derſelben beziehungsweiſe bis zur Löſchung der bezüglichen Ein⸗ 
tragungen bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle für Rechnung der Stadt Schmal⸗ 
kalden einzuzahlen. Liegt zugleich der Fall des §. 3 vor, fo wird der auf Grund 
der dort gegebenen Vorſchriften zu hinterlegende Betrag auf die zur Deckung der 
Schulden und Laſten erforderliche Summe angerechnet. 


$. 5. 

Die Stadt Schmalkalden hat dafür Sorge zu tragen, daß der Preußiſche 
Staat vom Tage des in dem F. 2 Abſatz 1 beziehungsweiſe $. 3 dieſes Vertrages 
beſtimmten Zeitpunktes ab auch den Betrieb der Strecke, welcher zur Zeit von 
der Werra⸗Eiſenbahngeſellſchaft geführt wird, übernehmen kann. Seitens der 
Stadt ſind daher mit dieſer Geſellſchaft die erforderlichen Vereinbarungen zu 
treffen, damit zu dieſem Zeitpunkte das mit der letzteren beſtehende Vertragsver⸗ 
hältniß ohne weitere Belaſtung des Staates aufgelöſt wird. 


$. 6. 

Das geſammte Beamten und Dienſtperſonal der Wernshauſen-Schmal— 
kaldener Eiſenbahn tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat 
($. 2 Abſatz 1 beziehungsweiſe §. 3 dieſes Vertrages) in den Dienſt der Königlich 
Preußiſchen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber— 
gangs beſtehenden Verträge mit alleiniger Ausnahme der auf Grund derſelben 
etwa erworbenen Penſionsanſprüche zu erfüllen hat. 

Gegenüber den in den Preußiſchen Staatsdienſt übertretenden Beamten, 
welche der Penſionskaſſe der Werra-⸗Eiſenbahngeſellſchaft angehören und ſtatut⸗ 
gemäß mit dem Austritt aus dem Dienſt der Werrabahn ihr Verhältniß zu 
der gedachten Kaſſe aufgeben müſſen, übernimmt die Stadt Schmalkalden die 
der Penſionskaſſe der Werrabahn⸗Geſellſchaft zur Zeit obliegenden Verpflichtungen 
mit der Maßgabe, daß die Beamten die ſtatutmäßigen Beiträge von ihrem 
jeweiligen Dienſteinkommen weiter zahlen, daß dieſe Beiträge von der Königlichen 
Verwaltung jährlich am Schluſſe des Etatsjahres an die Stadt Schmalkalden 
abgeführt werden, und daß, im Falle die Beamten vor Erwerbung einer Staats 
penſion dienſtunfähig werden oder ſterben ſollten, die denſelben oder deren Hinter— 
bliebenen ſtatutenmäßig zustehenden Bezüge aus ſtädtiſchen Mitteln gezahlt werden. 

Sofern jedoch der Beamte zur Zeit des Eintritts ſeiner Dienſtunfähigkeit 
oder ſeines Todes eine Staatspenſion auf Grund des Preußiſchen Civilpenſions⸗ 
geſetzes vom 27. März 1872 beziehungsweiſe der dazu ergangenen Nachträge vom 
31. März 1882 und 30. April 1884 oder des Preußiſchen Unfallfürſorgegeſetzes 
vom 18. Juni 1887 beziehungsweiſe der zu dieſen Geſetzen weiter ergehenden 
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Nachträge erworben haben follte, wird der Betrag der ihm zu gewährenden 
Penſion beziehungsweiſe der ſeinen etwaigen Hinterbliebenen auf Grund des legt 
genannten Geſetzes oder des Preußiſchen Geſetzes, betreffend die Fürſorge 2c., vom 
20. Mai 1882 und etwa dazu ergehender Nachträge zu gewährenden Wittwen⸗ 
und Waiſengelder auf die nach dem Statut der Penſionskaſſe der Werra⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zu zahlenden Beträge in Anrechnung gebracht und aus den Mitteln 
der Stadt Schmalkalden von den ſtatutmäßigen Bezügen nur derjenige Betrag 
gewährt, um welchen dieſe Bezüge etwa die ſeitens des Preußiſchen Staates zu 
gewährenden Bezüge überſteigen. | 
$. 7. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. Dieſes Abkommen wird 
hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1890 erlangt iſt. 
$. 8. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Erfurt, den 22. Dezember 1889. 


Königliche Eiſenbahndirektion. 
(. S.) Wehrmann. 


Schmalkalden, den 30. Dezember 1889. 


Der Stadtrath. 


Brad. Kaupert. Nordmeyer. A. Ernſt. Fuckel. Arnhardt. 
Ernſt Leſſer. H. A. Erbe. R. Fulda. 


Der Buͤrgerausſchuß. 
W. Wachenfeld. E. Eichel. Bleymüller. Homburg. Heckel. 


R. Leſſer. J. Böhme. F. Fellmeier. C. F. Linde. Feickert. 
Ed. Luther. Marſteller. R. Matthias. C. Brock. J. Rudolph. 


Zu dem vorſtehenden Vertrage wird hierdurch auf Grund des F. 84 Nr. 2 
der Kurheſſiſchen Gemeindeordnung vom 23. Oktober 1834 und des F. 16 Abſatz 3 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 die Genehmigung ertheilt. 
Caſſel, am 6. Januar 1890. 


(L. 89 
Namens des Bezirksausſchuſſes. 
Der Vorſitzende. 
Rothe. 


—— — ö7ꝓ— — 


1 


vertrag, 


Te betreffend 


N 


der Acbergang des Anterelbeſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat. 
SER „ 


ws 


Doiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober⸗Finanzrath Schmidt als Kommiſſar des Finanzminiſters 
einerſeits, ſowie dem Aufſichtsrath und der Direktion der Unterelbeſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ge 
nehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der 
Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen 
worden: 
$. 1 


Die Unterelbeſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr 
geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und Dis⸗ 
poſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die aterialienbeſtände, 
die Betriebsmittel, ſowie alle dem Unterelbeſchen Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden 
Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den Hreußſſchen 
Staat über. 


2 


Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) vom Staate zu zahlende Kauf, 
preis beträgt 8 750 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Schulden der Unterelbeſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
| Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


N §. 4. 
Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Anterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegen Abtretung 
ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividenden⸗ 
ſcheinen und Talons, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 
a) für je eine Aktie Lit. A & 500 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 
3% prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Fünfhundert 

| Mark, ſowie eine baare Zuzahlung von Fünfzig Mark, 
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b) für je eine Aktie Lit. B & 500 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 
3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Dreihundert 
Mark, ſowie eine baare Zuzahlung von Dreißig Mark, 
e) für je ſieben Aktien Lit. C a 500 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der 3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Fünf 
hundert Mark, a 
ſämmtliche Staatsſchuldverſchreibungen mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. April 1890. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der 
Perfektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme ge 
währt, wogegen die Vorſchrift im $. 25 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft tritt. 
Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um: 
tauſch wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§. 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſellſchaft 
der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Abtretung 
des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten Aktien ent⸗ 
fallenden Betrages ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber der 
Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


SB 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. April 
1890 ab die Verwaltung und der Betrieb des Unterelbeſchen Eiſenbahnunter⸗ 
nehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte der Bahn 
ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Unterelbeſche Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Ver 
waltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion führen 
läßt, wird ſich folgeweife in allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zu 
ſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages 
das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an den Staat 


a te 


zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grundeigenthums auf 
den Staat ſoll derjenige Beamte der Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft zur Abgabe 
der Auflaſſungserklärung beziehungsweiſe zur Eigenthumsübertragung ermächtigt ſein, 
welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin 
eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


§. J. 

Sofern die für das Betriebsjahr 1889/0 auf die Aktien zu zahlende Divi⸗ 
dende zur Zeit der Auflöſung der Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird 
dieſelbe in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des Ueber— 
ganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei den Beſtimmungen des Statuts. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages handelt, 
wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths nach F. 23 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern nach Ablauf dieſes Jahres 
die definitive Auflöſung des Aufſichtsraths, welche mit der Beendigung des Liqui⸗ 
dationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden den 
Mitgliedern des Aufſichtsraths für die ſpätere Zeit ihrer Thätigkeit nur die 
baaren Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. Die Höhe der Remuneration 
wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag 
feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1889/90 nach Maßgabe der in der General: 
verſammlung vom 18. Juli 1889 feſtgeſtellten Grundſätze zur Vertheilung ges 
langen wird. 

§. 8. 


Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal der Unterelbeſchen Eifenbahn- 
geſellſchaft, mit Ausnahme der Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion, tritt mit dem 
Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der Königlichen 
Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges be— 
ſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Unterelbeſchen Eiſenbahn 
bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einverſtändniß 
mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweite Regelung ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe von der Unter⸗ 
elbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglements— 
mäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung der 
Unterelbeſchen Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 
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N Den zeitigen Mitgliedern der Direktion bleiben ihre vertragsmäßigen An⸗ 
ſprüche vermögensrechtlicher Natur gewahrt. 
ö 8.9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1890 erlangt worden iſt. 

§. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Unterelbeſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatut anzuſehen iſt. 

8. H. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 4. Januar 1890. 


(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Der Auſſichtsrath Die Direktion 
der Unterelbeſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Ed. Behrens. Stoclet. A. Becké. Sieges. 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Weſtholſteiniſchen Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


wischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ne 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Schmidt als Kommiſſar des Finanzminiſters 
einerſeits, und der Direktion der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft anderer 
ſeits iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach ew 
folgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


F. 1. 
Die Weſtholſteiniſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 


| 


ne 


Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und Dis⸗ 
poſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialienbeſtände, 
die Betriebsmittel, ſowie alle dem Weſtholſteiniſchen Eiſenbahnunternehmen zu⸗ 
ſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den 
Preußiſchen Staat über. 
$. 2. N 

Der für die Abtretung dieſer Rechte ($. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 799 800 Mark. a 

Außerdem übernimmt der Staat die Anleihen ſowie alle ſonſtigen Schulden 
der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


F. 3. 

Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöfung der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 
H. 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegen Ab- 
tretung ihrer Rechte, das heißt gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons, eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je ſieben Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der 3½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Sechs⸗ 
hundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 1890, ſowie 
eine baare Zuzahlung von 20 Mark für jede Stammaktie, 

b) für je ſieben Prioritäts-Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe 
von Zweitauſend ſechshundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. April 1890. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche 
wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


eh 
Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſellſchaft 
der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Abtretung 
des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten Aktien 
(Nr. 9383.) 
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entfallenden Betrages ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber 
der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


8.6. 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. April 
1890 ab die Verwaltung und der Betrieb des Weſtholſteiniſchen Eiſenbahn⸗ 
unternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte 
der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Weſtholſteiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen 
Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages 
das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grundeigenthums auf 
den Staat ſoll derjenige Beamte der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zur 
Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle 
das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an deſſen Stelle ge— 
tretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


RT 

Sofern die für das Betriebsjahr 1889/90 auf die Stammaktien beziehungs- 
weiſe Prioritäts-Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt fein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten⸗ 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsfahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei den Beſtimmungen des 
Statuts. 

Der Aufſfichtsrath hat das Intereſſe der Weſtholſteiniſchen Eifenbahngefell- 
ſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages 
handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. 
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$. 8. 

Das gefammte Beamten» und Dienftperfonal der Weſtholſteiniſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme der Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion, tritt mit 
dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der Königlichen 
Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges be⸗ 
ſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Weſtholſteiniſchen Eiſen⸗ 
bahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, inſoweit nicht im Einver⸗ 
ſtändniß mit der zuſtändigen Kaſſenvertretung eine anderweitige Regelung ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von der Weſt⸗ 
holſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle⸗ 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe der 
ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange der Verwaltung 
des Weſtholſteiniſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat eine ſeitens des 
Aufſichtsraths nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Ab- 
findung ſoll für ſämmtliche Direktionsmitglieder den Betrag von 82 000 Mark 
nicht überſteigen und aus dem Reſerve⸗ beziehungsweiſe Erneuerungsfonds ent⸗ 
nommen werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen 
wegen des Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt ge 
ſchloſſen werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 


§. 9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juli 1890 erlangt worden iſt. 

§. 10. 

Die 1 dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Weſtholſteiniſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute an⸗ 
zuſehen iſt. s 

111. 


Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 9. Januar 1890. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Neumünſter, den 7. Januar 1890. 
Die Direktion der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Schlichting. (L. S.) Wollheim de Fonſeca. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Zwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Regierungs⸗ 
rath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den 
Geheimen Ober⸗Finanzrath Schmidt als Kommiſſar des Finanzminiſters, einer⸗ 
ſeits und der Direktion der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft anderer- 
ſeits iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach 
erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten 
Eiſenbahngeſellſchaft 8 Vertrag abgeſchloſſen worden: 


8 
Die Schleswig⸗Holſteiniſche Marſchbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zu: 
ſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es 
gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Schleswig» Holfteinifchen Marſchbahn⸗ 
unternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. g 
§. 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 7457 895 Mark. 
Davon entfallen: | 
a) auf die Bahnſtrecken Glückſtadt Elmshorn und Glückſtadt — Itzehoe 
1224000 Mark, N N ind 
b) auf die Bahnſtrecke Itzehoe Heide 3 083 400 Mark und 
e) auf die Bahnſtrecke Heide—Däniſche Grenze 3 150 495 Mark. 
Außerdem übernimmt der Staat die Anleihen ſowie alle ſonſtigen Schulden 
der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§. 3. a 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


— 2 


$. 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Schleswig⸗-Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft, 
gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
gehörigen Dividendenſcheinen und Talons „eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je zwei Stammaktien Lit. A à 450 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der 3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 
Vierhundert und fünfzig Mark, 

b) für je eine Stammaktie Lit. B a 450 Mark eine Staatsſchuldverſchrei— 
bung der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Ein⸗ 
hundert und fünfzig Mark, ſowie eine baare Zuzahlung von 12 Mark, 

e) für je eine Stammaktie Lit. C A 450 Mark eine Staatsſchuldverſchrei— 
bung der 3½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 
Einhundert und fünfzig Mark, ſowie eine baare Zuzahlung von 12 Mark, 

d) für je ſieben Stamm ⸗Prioritätsaktien Lit. A a 450 Mark Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nenn- 
werthe von Dreitaufend neunhundert Mark, 

e) für je ſieben Stamm⸗Prioritätsaktien Lit. B a 450 Mark Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen der 3 ½ prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nenn⸗ 
werthe von Viertauſend und fünfzig Mark, ſowie eine baare Zuzahlung 
von 9 Mark für jede Aktie, 

f) für je eine Stamm⸗Prioritätsaktie Lit. C à 450 Mark Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der 3½prozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe 
von Vierhundert und fünfzig Mark, 

ſämmtliche Staatsſchuldverſchreibungen mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1890. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell⸗ 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſch 
wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


§. 5, 

Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Gefell- 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab- 
tretung des Unternehmens (§. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts— 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 
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Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Perfektion 
dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 
1890 ab die Verwaltung und der Betrieb des Schleswig-Holſteiniſchen Marſch⸗ 
bahnunternehmens für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die Einkünfte 
der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Schleswig: Holiteinifche Marſchbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchen⸗ 
zeit die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre 
Direktion führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der 
vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund⸗ 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Marſchbahngeſellſchaft zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen 
in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin, eventuell 
die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 

$. 7. 

Sofern die für das Betriebsjahr 1889 auf die Stammaktien beziehungs- 
weiſe Stamm-Prioritätsaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird diefelbe in bisheriger ſtatuten⸗ 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 
In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des Ueber⸗ 
ganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei den Beſtimmungen des Statuts. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Schleswig-Holſteiniſchen Marſch⸗ 
bahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Auflichtö- 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. 

§. 8. 

Das geſammte Beamten- und Dienſtperſonal der Schleswig⸗Holſteiniſchen 
Marſchbahngeſellſchaft, mit Ausnahme der Mitglieder der Geſellſchaftsdirektion, 
tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber⸗ 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 


— MM: = 


Die Penſionskaſſe für die Beamten der Schleswig-Holſteiniſchen Marſch— 
bahngeſellſchaft bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, infoweit nicht 
im Einverſtändniß mit der zuständigen Kaſſenvertretung eine anderweite Regelung 
ſtattfindet. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von der Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. 
Die reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Ver⸗ 
waltung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahn eingeſetzte Königliche Behörde 
ausgeübt. 

Die zeitigen beſoldeten Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der 
Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange . 
der Verwaltung des Schleswig⸗Holſteiniſchen Marſchbahnunternehmens auf den 
Staat eine ſeitens des Aufſichtsraths nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende 
Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für ſämmtliche befoldeten Direktionsmitglieder 
den Betrag von 271150 Mark nicht überfteigen und aus dem Reſerve- beziehungs- 
weiſe Erneuerungsfonds entnommen werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt 
ſich, inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts der einzelnen beſoldeten Mit- 
glieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die darin zu 
vereinbarenden Beträge. 

F. 9. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. Dieſes Abkommen wird 
hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche Genehmigung nicht bis zum 
1. Juli 1890 erlangt worden iſt. ö 

$. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Schleswig⸗Holſteiniſche Marſchbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtim— 
mungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute 
anzuſehen iſt. 

ihn 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 


Berlin, den 27. Januar 1890. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Glückſtadt, den 25. Januar 1890. 
Die Direktion der Schleswig-Holſteiniſchen Marſchbahngeſellſchaft. 
(L. S.) H. Lund. Pedell. 
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(Nr. 9384.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Bonn, Cleve, Adenau, Ahrweiler, 
Wermelskirchen, Grumbach, Saarbrücken, Sulzbach und Trier. Vom 
6. Mai 1890. 


Alf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
f für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bonn gehörige Gemeinde Endenich, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cleve gehörigen Gemeinden Griet- 
hauſen und Brienen, ſowie für die in demſelben Amtsgerichtsbezirk 
belegenen Bergwerke Fürſt Bismarck und Graf Moltke, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden Honne⸗ 
rath, Gilgenbach und Kaltenborn, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ahrweiler gehörige Gemeinde Lanters⸗ 


hoven, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wermelskirchen gehörige Gemeinde 
Dabringhauſen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grumbach gehörige Gemeinde Merz— 
weiler, 


für die im Bezirk des Amtsgerichts Saarbrücken belegenen Bergwerke 
Auguſta, Malſtatt-Burbach und Homburg, ſowie für das in den Be— 
zirken der Amtsgerichte Saarbrücken und Sulzbach belegene Bergwerk 
Fiſchbach, für welches die Grundbuchanlegung von dem Amtsgericht 
Saarbrücken bewirkt wird, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörige Gemeinde Godendorf 
am 1. Juni 1890 beginnen ſoll. 


Berlin, den 6. Mai 1890. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
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